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Verrechnung von Sozialhilfeleistungen bei Bank-/Postkonten
Sachverhalt

Bei einem Mündel wurde neu die Auszahlung der wirtschaftlichen Sozialhilfe
über ein Postkonto geführt, bei welchem der Betrag jeweils monatlich zur
Verfügung hätte stehen sollen. Dabei wurde bei der Auszahlung der
wirtschaftlichen Sozialhilfe überschaut, dass das Konto leicht im Minus war.
Bei der Erstauszahlung auf das Konto wurde die Sozialhilfeleistung, welche
zur Existenzsicherung gedacht war, ohne Einwilligung des Mündels von der
Post zur Sanierung des überzogenen Kontos einbehalten. 
Trotz schriftlichem Hinweis an die Post, dass Fürsorgeleistungen gemäss Art.
92 Abs. 1 Ziffer 8 Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) unpfändbar seien,
war die Post nicht einverstanden, den Betrag von ca. Fr. 270.00 der Gemeinde
zurück zu erstatten, damit eine andere Auszahlungsart besprochen werden
konnte. Die Post begründete dies folgendermassen, dass die Forderung des
Mündels  keine Verpflichtung sei, deren besondere Natur die tatsächliche Erfüllung verlange, sondern eine Forderung aus dem Vertrag über das Konto. Diese Forderung habe die Post mit ihrer Forderung (Minussaldo) aus demselbigen Kontovertrag
verrechnet. Aus diesen Gründen könne die Post nicht dem Antrag um
Rückerstattung entsprechen. 
Fragen: 

Ist das so korrekt? Kann die Schweizerische Post eine Auszahlung, welche für die Existenzsicherung gedacht ist, für die Sanierung des Kontos verwenden?
Erwägungen
1.  Das Verhältnis zwischen Kontoinhaber/-in und Kontoführer/-in wird Kontokorrentverhältnis genannt, auch wenn es nirgends im Obligationenrecht grundsätzlich geregelt ist (siehe aber Art 117 OR). Voraussetzung für ein Kontokorrentverhältnis ist ein Kontokorrentvertrag. Der Inhalt des Vertrages besteht in der Übereinkunft zweier an einem gegenseitigen Abrechnungsverhältnis stehenden Personen, alle von diesem Verhältnis erfassten Forderungen bis zum Abrechnungsdatum zu stunden und weder abzutreten noch separat geltend zu machen, sondern nur als Rechnungsposten für die Ermittlung des Saldos zu behandeln (BGE 127 III 150). Einzelne Schrittabfolgen sind: Stundungs- und Verrechnungsabrede, Schuldanerkennung und  Neuerung (KUKO OR-Lardi/Vanotti, Art. 117 N 2). Die Abwicklung erfolgt in 4 Schritten:
a. Einer der beiden Parteien oder ein Dritter führt das Konto, d.h. die nach Haben  und Soll geführte Rechnung über die gegenseitigen Forderungen. 

b. Entsteht eine Forderung zugunsten der einen und zulasten der anderen Partei, so ist sie in das Kontokorrent einzutragen.

c. Am Abrechnungstermin zieht der Kontoführer den Saldo und teilt ihn der Gegenpartei mit.
d. Durch die Anerkennung des Saldos wird die Kontokorrentperiode erledigt (KUKO  OR-Lardi/Vanotti, Art. 117 N 5). Die wenn auch stillschweigende Anerkennung stellt keine Schuldanerkennung i.S. vo. Art. 82Abs. 1 SchKG für einen Passivsaldo des Kontos dar (BGE 122 III 128). Wird rechtzeitig Widerspruch eingelegt, kann der Saldo nicht gezogen werden mit der Folge, dass die beanspruchten Vergütung/Barauszahlung isoliert betrachtet werden, sofern der letzte anerkannte Saldo noch positiv war. Art. 117 Abs. 2 OR sieht sogar die Erhaltung von Sicherheiten für einzelne Negativ-Positionen über die Saldoziehung hinaus vor.
Die genannten Regelungen haben dispositiven Charakter (inkl. Art. 117 OR), womit die besonderen Parteiabreden und insb. die Allgemeinen Geschäftsbedingungen im Post-/Bankenverkehr  vorbehalten bleiben. 

2. Wie soeben aufgezeigt ist eines der Merkmale des Kontokorrentvertrages der Verrechnungsvertrag, wonach die Parteien schon vor Entstehen einer Verrechnungslage gemäss Art. 120 OR erklären, die vom Kontokorrentvertrag erfassten Schuldpflichten laufend oder am Ende einer Rechnungsperiode automatisch verrechnen zu wollen, ohne dass es hierzu einer speziellen Verrechnungserklärung bedarf (BGE 100 III 83). Demgegenüber nennt Art. 125 OR Fälle der Ausschliessung der Verrechnung (KUKO OR-Keller, Art. 125 N 11). Art. 125 Ziff. 2 OR lässt eine Verrechnung von Verpflichtungen, deren besondere Natur die tatsächliche Erfüllung an den Gläubiger verlangt, wie Unterhaltsansprüche und Lohnguthaben, die zum Unterhalt des Gläubigers und seiner Familie unbedingt erforderlich sind, nicht zu. Die Bestimmung ist nach den Grundsätzen von Art. 93 SchKG zu interpretieren und es ist davon auszugehen, dass die gemäss Art. 92 Ziff. 7-12 SchKG gänzlich unpfändbaren „Unterhaltsansprüche“ auch gänzlich unverrechenbar sind, da der Gesetzgeber offenbar deren „besonderen Schutz im Hinblick auf ihre besondere Natur“ beabsichtigt hatte (BSK OR I-Peter, Art. 125 N 17 f.; a.M. ZK-Aepli, Art. 125 N 74, der einzig das betreibungsrechtliche Existenzminimum für den Umfang des unverrechenbaren Schuld zulässt). Gemäss Art. 92 Abs. 1 Ziff. 8 SchKG sind die von Kantonen und Gemeinden gewährten Fürsorgeleistungen unpfändbar. Hintergrund ist, dass der Gesetzgeber insb. verhindern wollte, dass ein Teil der von der öffentlichen Hand geleisteten Fürsorgezahlungen an die Gläubiger des Empfängers bezahlt werde, was praktisch einer Zweckentfremdung gleichkomme (BSK SchKG- Vonder Mühll, Art. 92 N 30).  Der Gläubiger kann aber auf die in Art. 125 Ziff. 1/2 OR genannten Forderungen mittels eines entsprechenden Verrechnungsvertrages verzichten (CH-Killias, Art. 125 OR N3, Schwenzer, OR AT, Rz. 77.22).
Fazit:
Beantwortung der Fragen: 
Unklar ist vorliegend, wie die Vertretungsmacht des Mandatsträgers ausgestaltet ist (Vormundschaft, Beiratschaft, Beistandschaft). Je nachdem kann der Mandatsträger anstelle der betroffenen Person handeln.
Festzuhalten gilt zunächst, dass eine direkte Anwendbarkeit von Art. 92 SchKG nicht möglich ist, da man sich vorliegend nicht in einem Betreibungsverfahren befindet.

Die Sozialhilfebehörde hat – wohl auf Anweisung der schutzbedürftigen Person – die Sozialhilfeleistungen der Postfinance überwiesen. Die Postfinance kann gemäss ihren Allgemeinen Geschäftsbedingungen gemäss Art. 14 AGB verrechnen (http://www.postfinance.ch/medialib/pf/de/doc/cond/pf_gtc_sc.Par.0001.File.dat/pf_gtc_de.pdf ). Zu beachten ist aber, dass Konten gemäss Art. 10 Teilnahmebedingungen Konten gar nicht überzogen werden können, sofern nichts anderes mit dem Vertragspartner vereinbart wurde.  Hier erscheint es mir lohnenswert nachzufragen, weshalb überhaupt ein Negativsaldo entstehen konnte und ob vorliegend von den AGB abweichende Abreden erfolgt sind. Grundsätzlich ist Art. 125 OR hier anwendbar, was bedeutet, dass „wider den Willen des Gläubigers“ nicht verrechnet werden kann. Dem steht aber zweierlei entgegen: Einerseits ist der Schuldner der Sozialhilfeforderung nicht die Postfinance, sondern die Sozialhilfebehörde. Diese darf gemäss Art. 125 OR  wider den Willen des Gläubigers nicht verrechnen.  Mit Leistung im Auftrag des Gläubigers an die Postfinance ist die Behörde m.E. ihrer tatsächlichen Leistungspflicht nachgekommen. Andererseits kann auch bei Anwendbarkeit von Art. 125 OR eine vertraglich vereinbarte sofortige Verrechnungsmöglichkeit bei bestehendem Negativ-Saldo entgegenstehen. Diese ist aus Art. 14 AGB herleitbar. Eine  solche Regel ist kaum als sittenwidrig i.S. von Art. 27 ZGB zu betrachten, da wohl der Postfinance bei der Kontoeröffnung nicht bekannt gewesen sein dürfte, dass die schutzbedürftige Person Sozialhilfe bezieht und somit keine weiteren Einkünfte hat.  Damit ist aufgrund des Ausgeführten grundsätzlich davon auszugehen, dass die Verrechnung der Postfinance zulässig war, wobei die offenen Punkte durchaus noch zu einem anderen Ergebnis führen könnten. 
Sollte die Vertretungsmacht des Mandatsträgers soweit gehen, dass er dafür besorgt sein muss, dass die Sozialhilfeleistungen an einen Ort überwiesen werden, der sicher und auch die Bestreitung des Lebensunterhaltes gewährleistet, resp. dass er über das Konto selbst verfügt, so stellt sich die Frage einer Sorgfaltspflichtverletzung durch den Mandatsträger. 
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